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Nach stürmischem Wirtschaftswachstum anfangs der neunziger Jahre ist der Aufbau-
prozess in der ostdeutschen Wirtschaft seit der Mitte des letzten Jahrzehnts ins Stocken 
geraten. Seit 1997 liegen die gesamtwirtschaftlichen Wachstumsraten sogar unter jenen 
in Westdeutschland – der Konvergenzprozess bei den Pro-Kopf-Einkommen, der Pro-
duktivität, kurzum: bei der ersehnten Angleichung der Lebensverhältnisse, kommt nur 
noch langsam voran und reflektiert inzwischen ein Schrumpfen von Bevölkerung und 
Erwerbstätigkeit, nicht aber eine Zunahme der gesamtwirtschaftlichen Leistung. Zwar 
liegt das Produktivitätsniveau, um nur diese eine Maßzahl zu nennen, deutlich über je-
nem der mittel- und osteuropäischen Transformationsländer, aber eben noch weit hinter 
westdeutschem Vergleichsniveau – ein Grund dafür, dass man mit der wirtschaftlichen 
Entwicklung nicht zufrieden sein kann.  
Das schwache gesamtwirtschaftliche Wachstum ist zwar vor allem durch die Bereini-
gung von strukturellen Fehlentwicklungen verursacht, die sich in der Anfangsphase des 
Transformationsprozesses herausgebildet haben. Insbesondere die Schrumpfung des 
überdimensionierten Bausektors hemmt das Wirtschaftswachstum und verdeckt, dass 
die Industrie auch in der gegenwärtigen konjunkturellen Schwächephase noch durchaus 
beachtliche Zuwachsraten bei der Produktion verzeichnen kann. Noch sind aber diese 
Strukturdefizite nicht abgebaut: Der Bausektor ist nach wie vor von einem langfristig 
kaum aufrechtzuerhaltenden Gewicht, die Industrie wiederum zu klein, um mehr ge-
samtwirtschaftliche Dynamik zu erzeugen. Innerhalb der Industrie haben Produktionen, 
die auf die regionalen Märkte ausgerichtet sind, eine immer noch hohe Bedeutung, und 
es dominieren Branchen, die ebenso durch eine geringe Technologieintensität wie durch 
eine typischerweise niedrige Produktivität geprägt sind. Ähnliches gilt auch für den 
Dienstleistungssektor, in dem die Anbieter von eher einfachen haushaltsnahen Diensten 
überrepräsentiert sind. All dies verhindert im Ganzen ein stärkeres Wachstum. 
Größter Problembereich in Ostdeutschland ist indes der Arbeitsmarkt. Ähnlich wie an-
dere mittel- und osteuropäische Staaten auch wies die DDR beim Systemwechsel eine 
außerordentlich hohe Ausschöpfung des Erwerbspersonenpotentials auf: Rund 88% der 
Personen im erwerbsfähigen Alter gingen tatsächlich einer Erwerbstätigkeit nach 
(Westdeutschland: 69%); die Zahl der Beschäftigten lag im Jahr 1989 bei rund 9,8 Mio. 
Personen. Dies hat sich grundlegend geändert; zuletzt – im Jahre 2001 – gab es in den 
neuen Ländern (einschließlich Ostberlin) nur noch rund 6,1 Mio. regulär Erwerbstätige 
(Inlandskonzept); berücksichtigt man Pendlerbewegungen, die sich entlastend für den 
ostdeutschen Arbeitsmarkt auswirken (netto 440 Tsd. Pendler zwischen Ost- und West-
deutschland im Jahre 2001), so waren zuletzt noch rund 6,5 Mio. Menschen in regulärer 
Arbeit (Inländerkonzept) (vgl. Abbildung 1). Kehrseite dessen ist eine hohe Unteraus-




(23% aller Erwerbspersonen) sind auf der Suche nach Arbeit oder in staatlich geförder-
ter Beschäftigung untergebracht.  
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, was die Ursachen für die hohe Unterbe-
schäftigung in den neuen Bundesländern sind, welche Chancen für ein höheres Wachs-
tum der Beschäftigung bestehen und mit welchen politischen Maßnahmen die Beschäf-
tigung gesteigert werden kann. Hiermit befasst sich dieser Beitrag. 
Abbildung 1:  

















Quelle:  IAB, eigene Berechnungen.  
2. Ursachen für die hohe Unterbeschäftigung in den neuen 
Ländern 
Das Ungleichgewicht am ostdeutschen Arbeitsmarkt geht sowohl auf arbeitsangebots- 
als auch arbeitsnachfrageseitige Faktoren zurück. Dementsprechend sind beide Seiten 




2.1 Bedeutung des Arbeitsangebots:  
Die Bevölkerung in den neuen Bundesländern ist von 1989 bis 2001 um beinahe 
1,5 Mio. Personen zurückgegangen – zu einem Teil aufgrund von Nettoabwanderungen, 
vor allem aber aufgrund der Anpassung des Gebärverhaltens ostdeutscher Frauen nach 
der Vereinigung, die zu einem dramatischen Geburtenrückgang führte. Deswegen hat 
sich die Zahl der Personen im erwerbsfähigen Alter (15 bis 65 Jahre) weniger stark ver-
ringert als die Bevölkerung insgesamt, zumal gleichzeitig auch vergleichsweise gut be-
setzte Jahrgänge in das Erwerbsleben eintraten. Die Erwerbsfähigenquote (Erwerbsfä-
hige in Relation zur Bevölkerung insgesamt) hat sich dementsprechend von 67,2% auf 
70,3% erhöht.1 
Abbildung 2: 
Erwerbsbeteiligung in Ostdeutschland und in Westdeutschland 

















Geändert hat sich allerdings auch das Erwerbsverhalten der ostdeutschen Bevölkerung, 
wenngleich weniger stark als häufig vermutet (vgl. Abbildung 2). So ist die Erwerbsbe-
teiligungsquote (Erwerbspersonen in Relation zur Bevölkerung im erwerbsfähigen Al-
ter) von 1989 bis 2001 zwar um mehr als 10 Prozentpunkte von 88,1% auf 76,5% ge-
sunken.2 Sie ist damit aber immer noch deutlich höher als in Westdeutschland, das hier 
                                                 
1  Vgl. DIW/IAB/IfW/IWH/ZEW, Fortschrittsbericht wirtschaftswissenschaftlicher Institute über die 
wirtschaftliche Entwicklung in Ostdeutschland, IWH-Sonderheft 3/2002, Tabelle 5.2.1-1. 
2  Sie liegt damit freilich um 5 Prozentpunkte höher als 1993, als aufgrund von Frühverrentungen die 




als Referenzmaßstab dienen soll; dort lag die Erwerbsbeteiligungsquote den Angaben 
des Mikrozensus zufolge zuletzt bei 72,6%. Dies aber bedeutet: Allein das unterschied-
liche Erwerbsverhalten führt schon zu einem höheren Arbeitsangebot in den neuen Län-
dern. Rein rechnerisch wäre das Arbeitsangebot um mehr als 400 000 Personen niedri-
ger, wenn Ostdeutschland die gleiche Erwerbsbeteiligungsquote aufwiese wie West-
deutschland. Die registrierte Arbeitslosigkeit wäre dementsprechend bei unveränderter 
Beschäftigtenzahl um 30% geringer. 
Es kann natürlich kein wirtschaftspolitisches Ziel sein, eine Verringerung der registrier-
ten Arbeitslosigkeit damit zu erkaufen, dass das Arbeitsangebot durch einen wie auch 
immer erzwungenen Rückgang der Erwerbsquote verringert wird. Nicht nur, dass die 
Erwerbswünsche der Menschen zu respektieren sind; wichtiger noch ist, dass das darin 
inkorporierte Humankapital eine wichtige Quelle für Wachstum und Wohlstand dar-
stellt. Ohnehin ist nicht damit zu rechnen, dass die Erwerbsbeteiligung in Ostdeutsch-
land in naher Zukunft stark zurückgeht. Dies erschließt sich, wenn man die altersspezifi-
schen Erwerbsbeteiligungsquoten betrachtet: Nur in der Altersgruppe der 15-30jährigen 
ist eine spürbare Verringerung der Erwerbsbeteiligung gegenüber 1990 festzustellen, 
wobei insbesondere jüngere Frauen ihr Erwerbsverhalten verändert haben. Hierin dürfte 
sich indes vor allem ein verändertes Bildungsverhalten niederschlagen, darüber hinaus 
aber wohl auch, dass die in der DDR üblichen Möglichkeiten der Kinderbetreuung auch 
im Kleinkindalter heute nicht mehr in gleicher Weise gegeben sind. Es ist deswegen 
nicht zu erwarten, dass diese Personengruppe auf Dauer darauf verzichtet, beruflich ak-
tiv zu sein. In allen anderen Altersgruppen sind hingegen ohnehin kaum Veränderungen 
des Erwerbsverhaltens festzustellen; offenbar wirken die in der DDR erlernten Verhal-
tensmuster bis weit in die Gegenwart nach.3  
Bei auch in Zukunft weitgehend unveränderter Erwerbsbeteiligungsquote  ist aber mit 
einer spürbaren Verringerung des Arbeitsangebots – und dementsprechend mit einer an-
gebotsseitigen Entlastung der angespannten Arbeitsmarktsituation – nur dann zu rech-
nen, wenn die Zahl der Personen im erwerbsfähigen Alter zurückgeht. Hierzu wird es 
erst kommen, wenn zum einen die geburtenschwachen Jahrgänge der Jahre 1990 ff. in 
das Erwerbsleben eintreten und zum anderen die heute aktive Bevölkerung allmählich in 
den Ruhestand wechselt. Während der erste Effekt bereits relativ kurzfristig zum Tragen 
kommt, wird der zweite Effekt – da 45% der erwerbsfähigen Bevölkerung erst zwischen 
30 und 49 Jahren alt ist – erst mittelfristig an Bedeutung gewinnen. Das IWH rechnet 
                                                 
3  Dies wird noch verstärkt dadurch, dass ein Teil der früheren Beschäftigten sich nicht wirklich vom 
Arbeitsmarkt zurückgezogen hat, sondern in der Stillen Reserve verharrt, also bei einer Besserung 
der Arbeitsmarktsituation oder einer Veränderung der persönlichen Verhältnisse an einer 
Wiederaufnahme der Erwerbstätigkeit interessiert wäre. Die umfassend definierte 
Erwerbsbeteiligungsquote (Erwerbspersonenpotential einschließlich stille Reserve in Relation zur 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter) liegt auch am aktuellen Rand noch bei rund 83% - nur 5 




aus diesem Grund damit, dass (bei weitgehend unveränderter Erwerbsbeteiligung und 
konstantem Wanderungssaldo) erst ab dem Jahre 2010 ein spürbarer Rückgang des Ar-
beitsangebots (Erwerbspersonenpotential) von 8,2 Mio. auf 7,3 Mio. Personen bis zum 
Jahr 2020 eintreten wird.4 Gelingt es nicht, die Arbeitsnachfrage deutlich zu steigern, 
wird dann noch hohe Arbeitslosigkeit also noch lange Zeit das Bild in den neuen Län-
dern prägen. 
2.2 Bedeutung der Arbeitsnachfrage 
Auch wenn, wie gezeigt, die hohe Unterbeschäftigung in den neuen Ländern zu einem 
nicht unbeträchtlichen Teil auf arbeitsangebotsseitige Effekte zurückzuführen ist, darf 
die Arbeitsnachfrage nicht unberücksichtigt bleiben. In der Tat stehen 1 000 Personen 
im erwerbsfähigen Alter in den ostdeutschen Ländern lediglich 562 Arbeitsplätze am 
ersten Arbeitsmarkt5 zur Verfügung – im Vergleich zu 667 in Westdeutschland (vgl. 
Abbildung 3).6 Gelänge es, wenigstens die gleiche Erwerbstätigenquote am ersten Ar-
beitsmarkt wie in den alten Ländern zu erreichen, könnte die Beschäftigung also um 
beinahe 1,3 Mio. Personen gesteigert werden. Gemessen an der Gesamtzahl der arbeits-
suchenden Menschen in den neuen Ländern – ohne Berücksichtigung der stillen Reserve 
– würden aber auch dann immer noch rund 790 Tsd. Arbeitsplätze fehlen.7  
Vergleicht man Arbeitsangebots- und -nachfrageeffekt miteinander, so wird deutlich, 
dass die hohe Unterbeschäftigung inzwischen vor allem ein arbeitsnachfrageseitiges 
Problem darstellt, jedenfalls dann, wenn man Westdeutschland als Referenzmaßstab 
wählt (vgl. Abbildung 4). Gegenüber früher hat sich die Situation damit deutlich verän-
dert, denn noch 1997 waren 70% der ostdeutschlandspezifischen Arbeitslosigkeit auf 
arbeitsangebotsseitige Faktoren zurückzuführen.8 Hierin schlägt sich nieder, dass die 
Beschäftigungsentwicklung seither in Ostdeutschland deutlich schlechter verlaufen ist 
als in Westdeutschland. 
                                                 
4  Vgl. W. Kempe, Steigende Erwerbsneigung kompensiert demografischen Rückgang der 
erwerbsfähigen Bevölkerung in der Zukunft, in: Wirtschaft im Wandel, Heft  4/2000, S. 91-94. 
5  Erwerbstätige (Inland) ohne Teilnehmer an beschäftigungsschaffenden Maßnahmen, aber mit 
Empfängern von Eingliederungshilfen. 
6  Vgl. DIW/IAB/IfW/IWH/ZEW, Fortschrittsbericht wirtschaftswissenschaftlicher Institute über die 
Wirtschaftliche Entwicklung in Ostdeutschland, IWH-Sonderheft 3/2002. 
7  Potentielle Erwerbstätige (Inland) am ersten Arbeitsmarkt (ohne Eingliederungshilfen) abzüglich 
Erwerbspersonen (Inländer), Ostdeutschland ohne Berlin (Ost). 
8  Vgl. H. Schneider, Der Arbeitsmarkt in den neuen Bundesländern – Probleme und Perspektiven, in: 





Regulär Erwerbstätige (Inland) in Ostdeutschland und in Westdeutschland 


















Erwerbspersonen und regulär Erwerbstätige 2001 


















Freilich: in gewisser Weise bedarf diese Einschätzung einer Relativierung, denn das in 
Ostdeutschland geleistete (oder auch: nachgefragte) Arbeitsvolumen ist deutlich höher 
als in Westdeutschland, weil Teilzeitarbeit weniger stark verbreitet ist als in West-
deutschland, darüber hinaus ein geringerer Urlaubsanspruch besteht und in einigen 
Branchen längere Wochenarbeitszeiten vereinbart sind als in Westdeutschland. All dies 
hat zur Folge, dass die durchschnittlich geleistete Arbeitszeit je Erwerbstätigen mit 127 
Stunden im Jahr deutlich länger ist als in den alten Bundesländern. Verteilt man rein 
rechnerisch das am ersten Arbeitsmarkt erbrachte Arbeitsvolumen in Ostdeutschland auf 
alle Erwerbspersonen, so fällt das Verhältnis zwischen Arbeitsangebot (Erwerbsperso-
nenzahl) und -nachfrage (=Arbeitsvolumen) längst nicht mehr so schlecht aus, denn die 
so relativierte Arbeitsnachfrage (in Stunden) liegt jetzt nur noch um 6% niedriger als in 
Westdeutschland. Allerdings: Weder ist Teilzeitarbeit ist für die meisten Menschen in 
den neuen Ländern eine rechte Alternative, noch wäre es angebracht, kostenträchtige 
Arbeitszeitverkürzungen vorzunehmen, die angesichts einer im Regelfall schwachen 
Ertragslage die Unternehmen über Gebühr belasten würden. An der grundlegenden 
Problematik eines Mangels an (Vollzeit-)Arbeitsplätzen am ersten Arbeitsmarkt ändert 
dies daher nichts. 
2.3 Ursachen der niedrigen Arbeitsnachfrage 
Angesichts des vorstehend beschriebenen Befunds stellt sich die Frage, inwieweit mit 
einer Zunahme der Arbeitsnachfrage in Ostdeutschland gerechnet werden kann. Zur Be-
antwortung ist es notwendig, die Gründe für die im Vergleich zu den alten Bundeslän-
dern geringere Arbeitsnachfrage zu identifizieren.  
Ostdeutschland weist – im Vergleich zu Westdeutschland – ein niedriges Niveau an 
wirtschaftlicher Aktivität und Leistungskraft auf. Das Bruttoinlandsprodukt (in Preisen 
von 1995) lag im vergangenen Jahr bei 12,4% des westdeutschen Niveaus – bei einem 
Bevölkerungsanteil von 20%. Dementsprechend betrug das Bruttoinlandsprodukt je 
Einwohner nur bei knapp 62% des Wertes in den alten Bundesländern. Insoweit liegt es 
nahe anzunehmen, dass das niedrige Beschäftigungsniveau zu einem guten Teil Reflex 
der geringen Produktion ist. 
Richtig daran ist zwar, dass eine höhere Produktion wohl auch ein höheres Beschäfti-
gungsniveau erlauben würde – dies aber nur dann, wenn die angewandten Produktions-
technologien sich nicht gravierend ändern: Unter dieser Annahme wäre ein gegenüber 
dem heutigen Stand um 33% höheres Bruttoinlandsprodukt erforderlich, um allen Er-
werbspersonen (bezogen auf das Jahr 2001) tatsächlich eine Beschäftigung zu verschaf-
fen – was bei einem angenommenen Wirtschaftswachstum von 3% aber immerhin in 10 
Jahren erreichbar wäre.  
Allerdings ist zu berücksichtigen, dass ein nicht geringer Teil des Produktionswachs-




schwelle in den neuen Ländern – bei allen Problemen, die mit diesem Ansatz verbunden 
sind9 – aber keineswegs besonders hoch: Bei einem jahresdurchschnittlichen 
Produktionswachstums von immerhin noch 1,1% in den Jahren 1996 bis 2001 ging die 
Beschäftigung in diesem Zeitraum um 0,7% jährlich zurück, was bedeutet, dass rein 
rechnerisch ein Wirtschaftswachstum von knapp 2% ausreichen würde, die Beschäfti-
gung zu steigern. Unter der Annahme einer unveränderten Beschäftigungsschwelle in 
dieser Höhe wäre bei einem Wirtschaftswachstum von 3% damit zu rechnen, dass in-
nerhalb von 10 Jahren die Erwerbstätigkeit um immerhin 1 Mio. Personen gesteigert 
werden könnte.  
Einer mit zunehmender wirtschaftlicher Aktivität steigenden Beschäftigung steht jedoch 
entgegen, dass in ostdeutschen Unternehmen, jedenfalls im Durchschnitt betrachtet, mit 
einem vergleichsweise hohen Arbeitseinsatz produziert wird: Das zur Produktion einer 
Einheit Bruttoinlandsprodukt benötigte Arbeitsvolumen liegt in den neuen Ländern 
mehr als 50% über dem entsprechenden Wert für Westdeutschland, was natürlich nichts 
anderes als Reflex der niedrigen Produktivität in ostdeutschen Betrieben ist. Und auch 
gemessen am unternehmerischen Kapitalstock in den neuen Ländern ist eine hohe Ar-
beitsintensität der Produktion zu konstatieren; im Jahre 1999 – neuere Angaben gibt es 
nicht – lag die Arbeitsintensität (Erwerbstätige in Relation zum Kapitalstock der Unter-
nehmen) etwa um ein Drittel höher als in Westdeutschland. Lediglich in einigen Zwei-
gen des Verarbeitenden Gewerbes (besonders ausgeprägt: Mineralölverarbeitung, sons-
tiger Fahrzeugbau, Holzgewerbe und Chemische Industrie) ist eine höhere Kapitalinten-
sität der Produktion als in den alten Bundesländern zu verzeichnen. Dies sind gerade 
solche Branchen bei denen in der Vergangenheit mit hohem Aufwand an öffentlichen 
Mitteln Produktionsstätten erhalten oder neu aufgebaut wurden.  
Als die wesentlichen Ursachen für die vergleichsweise hohe Arbeitsintensität in der ost-
deutschen Wirtschaft lassen sich die geringe durchschnittliche Betriebsgröße und die 
von Westdeutschland abweichenden Faktorpreisrelationen angeben.10 Zwar gehören ost-
deutsche Unternehmen nicht generell zur Gruppe der kleinen Unternehmen; in vielen 
Branchen liegt die durchschnittliche Betriebsgröße in Ostdeutschland sogar höher als in 
Westdeutschland.11 Vor allem in der Industrie überwiegen in den neuen Ländern aber 
kleine und mittlere Betriebe. Während im westdeutschen Verarbeitenden Gewerbe ein 
knappes Drittel der Beschäftigten in Unternehmen mit mehr als 1 000 Beschäftigten tätig 
                                                 
9  Vgl. zum Konzept der Beschäftigungsschwelle beispielsweise L. Pusse, Beschäftigungsschwelle, in: 
Kompendium arbeitsmarktpolitischer Begriffe, http://www.iab.de. 
10    Vgl. zum Folgenden J. Ragnitz, Kapitalausstattung ostdeutscher Arbeitsplätze: Rückstand nicht 
überbewerten, in: Wirtschaft im Wandel, Heft 9/2000, S. 254-258. 
11  Im Baugewerbe sind die Betriebe in Ostdeutschland mit durchschnittlich 18 Beschäftigten deutlich 
größer als in Westdeutschland (13 Beschäftigte). Gleiches gilt für eher einfache produktionsnahe und 
haushaltsnahe Dienstleistungen. Vgl. DIW/IfW/IWH, Gesamtwirtschaftliche und unternehmerische 




ist, sind es in Ostdeutschland nur etwa 7½%. Empirisch lässt sich aber feststellen, dass 
kleinere Unternehmen tendenziell mit einer geringeren Kapitalausstattung je Beschäf-
tigten operieren als größere Unternehmen; so liegt die Kapitalintensität in den Großun-
ternehmen des Verarbeitenden Gewerbes schätzungsweise doppelt so hoch wie in den 
kleinsten Unternehmen dieses Wirtschaftsbereiches. Ein Grund hierfür liegt darin, dass 
es sich für kleine Unternehmen aufgrund von Absatzbeschränkungen häufig nicht lohnt, 
Ausrüstungsgüter mit einem großen Kapazitätseffekt anzuschaffen. Zudem stoßen klei-
nere Unternehmen häufig an den Kapitalmärkten auf Restriktionen, sei es als Folge hö-
herer Risiken, sei es Folge eines Kapitalmarktversagens. Diese kleinbetriebliche Struk-
tur – so hinderlich sie für eine höhere Leistungsfähigkeit der ostdeutschen Wirtschaft 
insgesamt ist12 – ist für die Beschäftigung somit eher von Vorteil. 
Zweiter wichtiger Grund für die höhere Arbeitsintensität in den neuen Ländern sind die 
von Westdeutschland abweichenden Faktorpreisrelationen. Entsprechend den 
Überlegungen der mikroökonomischen Theorie bestimmt sich das von den Unterneh-
men gewählte Faktoreinsatzverhältnis nämlich nach dem Verhältnis der jeweiligen 
Faktorpreise, im diesem Falle nach der Relation zwischen Arbeits- und Kapitalkosten. 
Vielfach wird zwar vermutet, in Ostdeutschland sei es infolge der gewährten Investiti-
onshilfen großflächig zu einer Verzerrung der Faktorpreise zugunsten des Einsatzfaktors 
Kapital gekommen. Tatsächlich aber ist im Vergleich zu Westdeutschland zu berück-
sichtigen, dass auch die Arbeitskosten (Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit je 
Beschäftigten) im ostdeutschen Unternehmenssektor im Durchschnitt nur bei knapp 
80% des westdeutschen Wertes liegen. Entscheidend für die Wahl der Produktionstech-
nologie ist daher der Nettoeffekt zwischen subventioniertem Kapitalnutzungspreis und 
niedrigen Effektivlohnsätzen. 
Nimmt man die Schätzungen der Kapitalnutzungskosten des IfW für das Jahr 1998 zum 
Maßstab13 und vergleicht diese mit den vom DIW auf Grundlage der amtlichen Statistik 
ermittelten Arbeitskosten, so liegt die Lohn-Zins-Relation für die Industrie insgesamt 
bei 88% des westdeutschen Wertes. Nur ein Wirtschaftszweig – die Metallerzeugung – 
weist eine Westdeutschland vergleichbare Lohn-Zins-Relation auf. In anderen Branchen 
wie dem Dienstleistungssektor und dem Baugewerbe, die inzwischen aus der  Kapital-
förderung weitgehend ausgeschlossen wurden, überwiegt ohnehin der Einfluss der nied-
rigeren Lohnsätze. Somit kann für die gewerbliche Wirtschaft insgesamt von niedrige-
ren Lohn-Zins-Relationen als in Westdeutschland ausgegangen werden.  
                                                 
12  Vgl. DIW/IAB/IfW/IWH/ZEW, Fortschrittsbericht wirtschaftswissenschaftlicher Institute über die 
Wirtschaftliche Entwicklung in Ostdeutschland, IWH-Sonderheft 3/2002.  
13  Vgl. K. Gerling, Subsidization and Structural Change in Eastern Germany, Kieler Studien 315, 




Dies alles führt nun zu der Schlussfolgerung, dass in Ostdeutschland – gemessen an der 
gesamtwirtschaftlichen Leistung – nicht etwa ein niedriges, sondern sogar ein hohes Be-
schäftigungsniveau erzielt wird. Gleiche Faktorpreisrelationen wie in Westdeutschland 
oder eine Angleichung der Wirtschaftskraft (der Produktivität) würden dazu führen, dass 
die Beschäftigung noch geringer ausfallen würde, solange dies nicht mit einer Zunahme 
der gesamtwirtschaftlichen Produktion insgesamt verbunden ist. Um dies in Zahlen aus-
zudrücken: Würde das derzeitige Bruttoinlandsprodukt in Ostdeutschland mit gleichem 
Arbeitseinsatz hergestellt wie in Westdeutschland, sich die „Beschäftigungsintensität“ 
also angleichen, so wären hierfür nur noch 4,26 Mio. Erwerbstätige erforderlich – an-
stelle der heute erforderlichen 5,8 Mio. Erwerbstätigen. Und um bei westdeutscher Pro-
duktionstechnologie die heutige Zahl an Erwerbstätigen auch nur zu halten, wäre ein um 
37% höheres Bruttoinlandsprodukt erforderlich – um alle Arbeitssuchenden in das Er-
werbsleben zu integrieren, sogar ein beinahe doppelt so hohes Produktionsniveau.  
3.  Schlussfolgerungen: Wie kann die Beschäftigung in 
Ostdeutschland gesteigert werden? 
Die im vorherigen Abschnitt genannten Zahlen sind natürlich nur das Ergebnis einfacher 
Modellrechnungen und erheben nicht den Anspruch, eine Prognose künftiger Entwick-
lungen darzustellen. Doch die Botschaft, die mit diesen Angaben ausgedrückt verbun-
den ist, sollte klar sein: Eine Lösung der Arbeitsmarktprobleme in Ostdeutschland ist 
unter Beibehaltung der hohen Erwerbsbeteiligung in vertretbarer Zeit nicht – oder nur 
sehr schwer – zu erreichen, jedenfalls dann nicht, wenn gleichzeitig auch eine Anglei-
chung der Einkommen an das westdeutsche Niveau angestrebt wird.  
Dies soll zwar nicht heißen, dass eine Strategie, die zu einer Verbesserung der Beschäf-
tigungssituation in Ostdeutschland auf ein höheres Produktionsniveau setzt, von vorn-
herein ausgeschlossen werden sollte. Durch Neuansiedlung von Unternehmen zusätzli-
che Arbeitsplätze zu schaffen, durch eine Stärkung der Angebotsbedingungen ein höhe-
res Wirtschaftswachstum zu erreichen, oder auch durch Unterstützung der Unternehmen 
bei Aktivitäten zur Verbesserung ihrer Wettbewerbsfähigkeit vermehrt produktions-
wirksame Nachfrage nach Ostdeutschland zu lenken, all das sind Maßnahmen, die zwei-
fellos hilfreich sind. Allein: Nach den Überlegungen in diesem Beitrag wird dies nicht 
viel dazu nützen, das Beschäftigungsproblem zu lösen, zumal die Rahmenbedingungen 
für eine höhere Produktion in Ostdeutschland wegen der ungelösten Strukturkrise in der 
Bauwirtschaft, der unzureichenden Standortqualität, der Abwanderung gerade gut aus-
gebildeter junger Fachkräfte und allgemein geringer Wachstumsdynamik in Deutschland 
insgesamt die besten nicht sind. Aus diesem Grund ist es erforderlich, nicht nur auf stär-
kere wirtschaftliche Dynamik zu setzen, sondern vielmehr ein beschäftigungsintensive-




Der zielführende Ansatz hierfür ist es, den Arbeitseinsatz gegenüber dem Einsatz ande-
rer Produktionsfaktoren attraktiver zu machen. Hier ist als erstes an die Arbeitskosten zu 
denken: Die Effektivlöhne in der ostdeutschen Wirtschaft liegen im Ost-West-Vergleich 
zwar mit 78% des westdeutschen Niveau relativ niedrig; jedoch sind sie im internatio-
nalen Vergleich nach wie vor als hoch einzuschätzen. Noch mehr gilt dies für die Lohn-
stückkosten, die im Durchschnitt der ostdeutschen Wirtschaft sogar über westdeutschem 
Niveau liegen. Immerhin – dort wo ostdeutsche Unternehmen überregionalen Konkur-
renzdruck ausgesetzt sind, sind auch die Lohnstückkosten niedriger.  
Freilich sind Lohnsenkungen in Ostdeutschland keine realistische Option, da es faktisch 
eine Untergrenze für die Marktlöhne gibt. Diese ist nicht so sehr durch das Sozial- und 
Transfersystem gegeben – aufgrund des hohen Stellenwertes, den die Erwerbsarbeit für 
die ostdeutsche Bevölkerung hat, liegen die Lohnsätze in einzelnen Bereichen des 
Dienstleistungssektors sogar unterhalb der Sozialhilfesätze – sondern vielmehr durch 
den westdeutschen Lohnsatz: Die Tatsache, dass sich die durchschnittlichen Effektiv-
lohnsätze auf einen Wert von gut drei Viertel des westdeutschen Niveaus eingependelt 
haben, spricht dafür, dass dies gerade der Lohnunterschied ist, der die Abwanderung 
von Beschäftigen aus dem Bestand verhindert. Dementsprechend kann eine Senkung der 
Arbeitskosten über Lohnsenkungen bestenfalls gesamtdeutsch, nicht aber ostdeutsch-
spezifisch erfolgen. Ansatzpunkt für eine Senkung der Arbeitskosten kann deshalb nur 
die Verringerung der Personalzusatzkosten sein, die nach Angaben des Instituts der 
deutschen Wirtschaft 40,7% der gesamten Arbeitskosten ausmachen.14 Diese – da zu-
meist gesetzlich oder tariflich bestimmt – sind als Steuer auf den Einsatz des Faktors 
Arbeit zu interpretieren, der zwar indirekt den Beschäftigten in ihrer Gesamtheit zugute 
kommt, aber aufgrund der vielfältigen Umverteilungsmechanismen in kaum einer Be-
ziehung zu den Charakteristika des einzelnen Beschäftigten stehen. Der Verdacht liegt 
nahe, dass vor allem Beschäftigungsmöglichkeiten für eher gering qualifizierte Arbeit-
nehmer (oder für Arbeitnehmer, deren Qualifikation durch den Strukturwandel entwertet 
wurden) hiervon negativ betroffen sind, da diese relativ leichter durch andere Produkti-
onsfaktoren substituiert werden können.  
Um die Lohnstückkosten zu senken, bedarf es wiederum einer grundlegenden, markt-
wirtschaftlich orientierten Reform der sozialen Sicherungssysteme, die ohne dass hier 
genauer ausführen zu können – wohl mehr Eigenvorsorge, mehr Wettbewerb und eine 
Reduzierung des staatlichen garantierten Anspruchsniveaus umfassen müsste. Zudem 
wären versicherungsfremde Leistungen, wie sie die Renten- und Arbeitslosenversiche-
rung anbieten, durch die Gemeinschaft der Steuerzahler – und damit von allen Produkti-
onsfaktoren – zu zahlen. Dass dies unter Fortbestand der „Sozialunion“ nur gesamt-
deutsch geregelt werden könnte, liegt zwar auf der Hand; die Frage ist aber, ob diese 
                                                 




Prämisse zwangsläufig ist. Eine Dezentralisierung von Sozialversicherungssystemen, 
konkreter: die Gewährung von Wahlfreiheiten bei grundsätzlicher Beibehaltung der 
Versicherungspflicht könnte möglicherweise ein Weg sein, mehr Beschäftigung zu 
schaffen. Die technischen Probleme einer solchen Revolution – nichts anderes wäre es 
in unserem heutigen System – werden sich lösen lassen; man muss aber die Bereitschaft 
aufbringen, überkommene institutionelle Arrangements an veränderte Wertvorstellun-
gen anzupassen. 
Zweiter Ansatzpunkt zur Erhöhung der Beschäftigungsintensität ist eine stärkere Diffe-
renzierung der Arbeitskosten nach Regionen, Branchen, Qualifikation und Betriebe. 
Zwar haben die Tarifverträge in den neuen Ländern faktisch nur noch geringe Bin-
dungskraft, gleichwohl geben sie – weil sich viele Betriebe daran orientieren, um Trans-
aktionskosten betrieblicher Vereinbarungen zu vermeiden – ein wichtiges Datum für die 
Lohnsetzung vor, das in seiner Wirkung nicht unterschätzt werden sollte. Dementspre-
chend sind die Tarifvertragsparteien gefordert, durch entsprechend differenzierte Ab-
schlüsse einen Beitrag zur Schaffung neuer Beschäftigungsmöglichkeiten gerade in den 
strukturschwächeren Regionen und Branchen zu leisten – zumal diese von den Risiken 
der EU-Osterweiterung sonst besonders betroffen wären. 
Und in die gleiche Richtung zielt schließlich auch der dritte Ansatzpunkt für wirt-
schafts- und tarifpolitisches Handeln. Standortvorteile kann Ostdeutschland für arbeits-
intensive Produktionen auch dadurch erzielen, dass der Einsatz des Faktors Arbeit hier 
flexibler gestaltet werden kann als anderswo: Durch Abbau hemmender Regulierungen 
des Arbeitsrechts (Arbeitszeiten, Kündigungsschutz, Arbeitsbedingungen, Vertragsbe-
fristungen), aber auch des allgemeinen Regulierungsrahmens, soweit diese arbeitsinten-
sive Produktionen besonders einengen (Handwerksordnung, Ladenschlussgesetzgebung, 
Baurecht). 
Wichtig ist bei alledem: Solange in Ostdeutschland faktisch der gleiche Rahmen für Be-
schäftigung besteht wie in Westdeutschland, ist nicht damit zu rechnen, dass hier mehr 
Arbeitsplätze (bezogen auf die Zahl arbeitswilliger Menschen) entstehen als dort. Inso-
weit bedarf es in der Tat eines „Sonderwirtschaftsgebiets Ost“ – will man es so nicht 
nennen, so wäre viel immerhin dadurch erreicht, dass die Verantwortung – und die Be-
fugnisse – für den Aufbau Ost an die Akteure vor Ort übertragen würden – die Erwar-
tung ist, dass hier aufgrund der genaueren Kenntnisse der Problemlage, vor allem aber 
aufgrund der unmittelbaren Betroffenheit und der vielfach wohl auch noch immer grö-
ßeren Bereitschaft der Menschen zu eigenständigen Wegen hier tatsächlich problemadä-
quatere Lösungen gefunden werden als auf Bundesebene. Es ist wohl so: Deutschland 
ist durch die Vereinigung zu groß geworden, um weiterhin alles über einen Kamm sche-
ren zu können. Diese Einsicht freilich muss sich ihre Bahn erst schlagen. 
 